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des Herrn 
Klägers, 

Prozessbevollmächtigter: RA Schulte-Bräucker, Kalthofer Str. 27, 58640 Iserlohn, 

gegen 

das Jobcenter Märkischer Kreis, Rechtsbehelfsstelle, Friedrichstr. 59/61, 58636 Iserlohn, 
Geschäftszeichen 416-35502/ / -W -35502-00351/17, 

Beklagter, 

wegen: EV per VA von1 08.11.16 

beantrage ich, 

den Bescheid des Beklagten votn 08. November 2016 in der Fassung des Be­
scheides von1 06.01.17 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Feb-
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ruar 2017, Az. 416-35502/ /0 -W-35502-00351/17, abzuändern und 
den Beklagten zu verpflichten, dem Kläger die notwendigen außergerichtli­
chen Kosten für das Widerspruchsverfahren W-351/17 zu erstatten 

Begründung: 

Mit Bescheid vom 08. November 2016 wurde die EV per VA ersetzt. 

Mit Aufhebungsbescheid vom 06. Januar 2017 wurde die EV aufgehoben, Kosten wurden 
als nicht erstattungsfähig erachtet. 

Dagegen wurde Widerspruch eingelegt. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 14. Februar 2017 wurden die Widersprüche als unbe­
gründet zurückgewiesen. 

Die Bescheide des Beklagten sind rechtswidrig. 

Der Beklagte, die Kosten für das Widerspruchsverfahren zu erstatten. 

Insofern wird auf die Kommentierung BeckOK SozR/ Heße 5GB X § 63 Rn. 6-8, beck­
online) verwiesen, darin heisst es u.a.: 

Unerheblich sind die Gründe, die zu der Entscheidung über den Widerspruch geführt haben 
(BVerwG NVwZ 1997, 272) und ob der angefochtene Verwaltungsakt rechtswidrig oder un­
zweckmäßig war (Kopp/Ramsauer VwVfG § 80 Rn. 26). Hat die Behörde über einen unzulässigen 
Widerspruch entschieden, trifft sie ebenfalls die Kostenlast (BVerwG NVwZ 1983, 544; v. Wulf­
fen/Roos Rn. 9). Auch die ausschließliche Berufung eines Betroffenen auf die Verletzung von Ver­
fahrens- und Formvorschriften eines (materiell-rechtlich) unbegründeten Widerspruchs nach § 41 
führt zur Kostenerstattungspflicht der Behörde (-+ Rn. ] 3). 

Die abgeschlossene EV war offensichtlich rechtswidrig, es wird auf die aktuellen Ent­
scheidungen des BSG vom 23. Juni 2016, 

BSG Urt. v. 23.6.2016 - B 14 AS 42/15 R, BeckRS 2016, 73617, beck-online) 

1. Enthält ein Eingliederungsverwaltungsakt als maßgeschneiderte Ausrichtung der Eingliede­
rungsleistungen nur die Zusage von Bewerbungskosten sowie von Vermittlungsvorschlägen im 
Falle geeigneter Angebote, liegt darin ein Absehen von auf die individuelle Bedarfslage zuge­
schnittenen Zusagen. (redaktioneller Leitsatz) 
2. Ein solches Absehen von zugeschnittenen Zusagen verlangt die Ausübung pflichtgemäßem Er­
messens § 15 Abs. I S. 6 SGB 11 ("sollen"'); der andernfalls bestehende Ermessensausfall bewirkt 
die Rechtswidrigkeit des Eingliederungsverwaltungsakts insgesamt. (redaktioneller Leitsatz) 

BSG Urt. v. 23.6.201.6 - B 14 AS 30/15 R, BeckRS 2016, 73187, beck-online) 

Eine Eingliederungsvereinbarung kann nichtig sein, wenn bestimmte Bewerbungsverpflichtungen 
des Leistungsberechtigten unangemessen im Verhältnis zu den vom lobcenter übernommenen 
Leistungsverpflichtungen sind. (redaktioneller Leitsatz) 
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Die EV ist weder individuell noch sind irgendwelche Ermessenserwägungen ersichtlich, 
die EV ist demnach nichtig. 

Der Widerspruch war aus diesem Grunde vollumfänglich begründet. 

Als Anlage werden in Kopie der Widerspruchsbescheid eingereicht. 

Eine Vollmacht wird ebenfalls anliegend überreicht. 

Schulte-Bräucker 
(Rechtsanwalt) 
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